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ARBEITSHILFE UND SCHULUNGSSKRIPT

Prüfraster für KI-Systeme
nach der KI-Verordnung (EU) 2024/1689
Risikoklassifizierung, regulatorische Maßnahmen und Transparenzpflichten
Seminarunterlage für Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter in kommunalen Behörden in Bayern

Diese Unterlage dient der Schulung und der strukturierten Vorprüfung. Sie ersetzt keine Rechtsberatung im Einzelfall. Fristen und Auslegungsfragen der KI-VO unterliegen derzeit einer raschen Entwicklung und sind vor jeder Entscheidung tagesaktuell zu prüfen.

Nachfolgende Inhalte – einschließlich Texte und Abbildungen – wurden teilweise oder vollständig mithilfe generativer künstlicher Intelligenz erstellt oder bearbeitet. Sämtliche Inhalte wurden anschließend durch eine natürliche Person redaktionell geprüft. Die inhaltliche und redaktionelle Verantwortung für die Veröffentlichung liegt beim Herausgeber.

	Angabe
	Inhalt

	Rechtsstand
	14. September 2026 – einschließlich der Änderungsverordnung (EU) 2026/1744 ("Digital Omnibus KI") und des KI-MIG

	Zielgruppe
	Sachbearbeitung, Fachverfahrensverantwortliche, Digitalisierungs- und Datenschutzkoordination in kommunalen Behörden

	Aufbau
	Teil A Schulungsteil · Teil B Prüfraster zum Ausfüllen · Anlage 2 Schnellcheck

	Grundlage
	Systematik der Prüfschritte 1 bis 7 in Anlehnung an das "Prüfungsschema für KI-Systeme nach der KI-Verordnung (V1.5)"





Teil A 
Schulungsteil: Die KI-Verordnung in der 
kommunalen Praxis
1. Zweck und Aufbau dieser Arbeitshilfe
1.1 Zweck
Die Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intelligenz (KI-Verordnung – KI-VO) verpflichtet nicht nur Hersteller und Anbieter von KI-Systemen, sondern in erheblichem Umfang auch die Stellen, die solche Systeme einsetzen ("Betreiber"). Kommunale Behörden sind in aller Regel Betreiber – zunehmend aber auch Anbieter, etwa wenn sie ein System unter eigenem Namen bereitstellen, wesentlich verändern oder zweckentfremdet einsetzen.
Diese Arbeitshilfe gibt Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeitern ein nachvollziehbares, dokumentierbares Verfahren an die Hand, mit dem für jedes eingesetzte oder geplante KI-System geklärt werden kann:
1. ob die KI-VO überhaupt anwendbar ist (Anwendungsbereich und Bereichsausnahmen),
1. in welcher Rolle die Behörde handelt (Betreiber, Anbieter, ggf. beides),
1. welcher Risikoklasse das System zuzuordnen ist (verboten – hoch – begrenzt/Transparenz – minimal),
1. welche regulatorischen Maßnahmen, Transparenz- und Dokumentationspflichten daraus folgen,
1. welche flankierenden Prüfungen (Datenschutz, Personalvertretung, Verwaltungsverfahren, IT-Sicherheit, Vergabe) zwingend hinzutreten.
1.2 Aufbau
	Teil
	Inhalt

	Teil A
	Schulungsteil: Systematik, Begriffe, Rechtsgrundlagen, Fristen, Pflichtenkataloge, kommunale Fallbeispiele.

	Teil B (Anlage 1)
	Prüfraster zum Ausfüllen: Schritt-für-Schritt-Prüfung eines konkreten KI-Systems mit Ergebnis-, Maßnahmen- und Freigabeteil.

	Anlage 2
	Kurzübersicht Anhang III und Ein-Seiten-Schnellcheck für das Seminar.





Die Prüfschritte 1 bis 7 folgen bewusst der Systematik des beigefügten Entwurfs "Prüfungsschema für KI-Systeme nach der KI-Verordnung (V1.5)". Sie werden um die Schritte 8 bis 11 (Maßnahmen, Transparenz, flankierendes Recht, Freigabe/Wiedervorlage) ergänzt, weil die reine Risikoeinstufung für die Verwaltungspraxis nicht ausreicht.

Rechtsstand und Vorbehalt
Stand der Bearbeitung: 14. September 2026. Berücksichtigt sind die KI-VO (EU) 2024/1689, die Änderungsverordnung "Digital Omnibus KI" (EU) 2026/1744 (in Kraft seit 27. Juli 2026) sowie das deutsche KI-Marktüberwachungs- und Innovationsförderungsgesetz (KI-MIG). Die Arbeitshilfe ersetzt keine Rechtsberatung im Einzelfall; Fristen, Leitlinien der Kommission und nationale Konkretisierungen ändern sich derzeit schnell und sind vor jeder Entscheidung tagesaktuell zu prüfen.
2. Rechtsrahmen und Zeitschiene
2.1 Der risikobasierte Ansatz
Die Einordnung knüpft an das konkrete KI-System und seine Zweckbestimmung an. Dasselbe Basismodell kann in unterschiedlichen Systemen zu verschiedenen Rechtsfolgen führen. Eine Formulierungshilfe für interne Vermerke löst regelmäßig keine Hochrisiko-Pflichten aus; ein System, das bestimmungsgemäß über den Zugang zu grundlegenden öffentlichen Unterstützungsleistungen entscheidet oder eine solche Entscheidung wesentlich beeinflusst, kann unter Anhang III fallen. Verbotstatbestände und Transparenzpflichten sind daneben eigenständig zu prüfen und können sich mit anderen Einordnungen überschneiden.

	Risikoklasse
	Rechtsgrundlage
	Rechtsfolge
	Typische kommunale Beispiele

	Verbotene Praktik
	Art. 5 KI-VO
	Einsatz unzulässig; höchste Bußgeldstufe; sofortige Abschaltung
	Emotionserkennung bei Beschäftigten, Social Scoring, biometrische Echtzeit-Fernidentifizierung

	Hochrisiko
	Art. 6 i. V. m. 
Anhang I und III
	Umfangreiche Pflichten; Art. 26, 27, 49 und 86 gelten nur nach ihren jeweiligen Voraussetzungen, insbesondere nicht sämtlich für jeden Hochrisiko-Fall
	KI-gestützte Vorauswahl von Bewerbungen, Steuerung der Wasserversorgung, Prüfung von 
Sozialleistungsansprüchen

	Begrenztes Risiko (Transparenz)
	Art. 50 KI-VO
	Kennzeichnungs- und Informationspflichten
	Bürger-Chatbot, KI-erzeugte Texte und Bilder für die Öffentlichkeitsarbeit

	Minimales Risiko
	keine spezifischen 
Pflichten
	Freiwillige Verhaltenskodizes; Art. 4 KI-VO (KI-Kompetenz) gilt gleichwohl
	Rechtschreib- und Übersetzungshilfen, Spamfilter, interne 
Recherche



2.2 Zeitschiene – was gilt wann?
Der "Digital Omnibus KI" hat die Fristen für Hochrisiko-Systeme deutlich verschoben, die Transparenzpflichten des Art. 50 KI-VO dagegen nicht.
	Datum
	Was gilt
	Praxisfolge für die Kommune

	01.08.2024
	Inkrafttreten der KI-VO
	Vorbereitungsphase

	02.02.2025
	Kapitel I und II: Begriffsbestimmungen, Art. 4 (KI-Kompetenz), Art. 5 (verbotene Praktiken)
	Verbotene Praktiken sind seitdem unmittelbar untersagt; Schulungspflicht läuft

	02.08.2025
	KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck (Kapitel V), Governance (Kapitel VII), Sanktionsregime
	Zuständige Behörden werden 
benannt

	02.08.2026
	Grundsätzliche Anwendbarkeit der übrigen Verordnung, insbesondere Art. 50 (Transparenzpflichten)
	Die Informations-, Offenlegungs- und maschinenlesbaren Kennzeichnungspflichten des Art. 50 sind je nach System, Inhalt und Rolle umzusetzen; nicht jeder KI-Text und jedes KI-Bild verlangt eine sichtbare Kennzeichnung.

	02.12.2026
	Übergangsfrist für Anbieter generativer Systeme, die vor dem 02.08.2026 in Verkehr gebracht wurden (Art. 50 Abs. 2); ferner die neuen Verbotstatbestände des Omnibus
	Spätestens jetzt müssen auch Altsysteme maschinenlesbar 
kennzeichnen

	02.12.2027
	Hochrisiko-Systeme nach Art. 6 Abs. 2 i. V. m. Anhang III (verschoben von 02.08.2026)
	Zeit für Inventarisierung, Beschaffungsanpassung und Aufbau der Betreiberprozesse

	02.08.2028
	Hochrisiko-Systeme nach Art. 6 Abs. 1 i. V. m. Anhang I (Produkte/Sicherheitsbauteile, verschoben von 02.08.2027)
	Betrifft z. B. Aufzüge, Maschinen, Medizinprodukte in kommunalen Einrichtungen



Vorsicht bei den verschobenen Fristen
Die Verschiebung betrifft die Hochrisiko-Vorschriften nach Kapitel III Abschnitte 1 bis 3. Art. 5 gilt für die bisherigen Verbote seit 2. Februar 2025; die neuen Tatbestände des Art. 5 Abs. 1 Buchstaben ba und bb sowie die Absätze 1a und 1b gelten ab 2. Dezember 2026. Art. 50 gilt seit 2. August 2026. Die konsolidierte Fassung enthält feste Termine für die Hochrisiko-Vorschriften: 2. Dezember 2027 für Anhang III und 2. August 2028 für Anhang I. Kommunen sollten die später anwendbaren Anforderungen bereits in Beschaffung, Vertrag, Protokollierung und Aufsicht einplanen. Die Kommissionsleitlinien zur Hochrisiko-Einstufung liegen am Rechtsstand dieser Fassung erst als Entwurf vor.






2.3 Zuständigkeiten in Deutschland
1. Marktüberwachung: 
Die Bundesnetzagentur ist nach dem KI-MIG zentrale Marktüberwachungsbehörde, soweit nicht sektorale Fachbehörden zuständig sind (z. B. BaFin, Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte). Sie betreibt zugleich eine koordinierende Stelle mit Service-Desk-Funktion.
1. Datenschutzaufsicht: 
Für bayerische öffentliche Stellen bleibt der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz (BayLfD) zuständig; seine Orientierungshilfe zu KI-Projekten in der bayerischen Verwaltung ist der maßgebliche Prüfmaßstab für die datenschutzrechtliche Seite.
1. Grundrechtsschutz: 
Art. 77 KI-VO sieht Behörden vor, die zum Schutz der Grundrechte Unterlagen anfordern 
können.
1. Sanktionen gegenüber Behörden: 
§ 17 Abs. 2 KI-MIG bestimmt, dass gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Abs. 1 oder 2 BDSG keine Geldbußen nach § 15 KI-MIG oder Art. 99 Abs. 3 bis 5 KI-VO verhängt werden. Aufsichtliche Anordnungen, Nutzungsuntersagungen, datenschutzrechtliche Maßnahmen, Rechtswidrigkeit von Verwaltungsentscheidungen und mögliche Haftungsfolgen bleiben davon unberührt.
2.4 Flankierendes Recht – die KI-VO ist nie allein zu prüfen
	Rechtsgebiet
	Zentrale Prüfpunkte

	Datenschutz
	Rechtsgrundlage (Art. 6 DSGVO, BayDSG), Zweckbindung, Datenminimierung, Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten (Art. 30 DSGVO), Auftragsverarbeitung (Art. 28 DSGVO), Drittlandtransfer (Kap. V DSGVO), Datenschutz-Folgenabschätzung (Art. 35 DSGVO), automatisierte Einzelentscheidung (Art. 22 DSGVO), Betroffenenrechte, Orientierungshilfe des BayLfD

	Verwaltungsverfahren
	Amtsermittlung (Art. 24 BayVwVfG), Anhörung (Art. 28 BayVwVfG), Begründung (Art. 39 BayVwVfG) und Behandlung atypischer Angaben. Das BayVwVfG enthält keinen Art. 35a. Ob ein Verwaltungsakt vollständig automatisiert erlassen werden darf, ist deshalb für das konkrete Fachverfahren anhand des Fachrechts, des BayVwVfG und des Datenschutzrechts zu prüfen; Ermessens- und Beurteilungsspielräume dürfen nicht faktisch an ein KI-System übertragen werden.

	Personalvertretung
	Mitbestimmung nach Art. 75a Abs. 1 BayPVG bei Einführung, Anwendung und erheblicher Änderung technischer Einrichtungen zur Überwachung von Verhalten oder Leistung sowie automatisierter Verfahren zur Personalverwaltung; Beteiligungsverfahren nach Art. 70 BayPVG. Zusätzlich gilt bei Hochrisiko-KI am Arbeitsplatz die Informationspflicht nach Art. 26 Abs. 7 KI-VO.

	IT-Sicherheit
	BSI IT-Grundschutz, Informationssicherheitsleitlinie, Notfallkonzept, Protokollierung, ggf. NIS-2-/KRITIS-Anforderungen bei Ver- und Entsorgung

	Vergabe
	Leistungsbeschreibung mit KI-VO-Anforderungen, Nachweis der Konformität, Auskunfts- und Mitwirkungspflichten des Auftragnehmers, Update- und Änderungsmanagement (wesentliche Änderung!), Haftung, Exit-Strategie

	Geheimnisschutz
	Dienst- und Amtsgeheimnis, Sozialgeheimnis (§ 35 SGB I), Steuergeheimnis (§ 30 AO), besondere Berufsgeheimnisse (§ 203 StGB) – zentrale Hürde bei cloudbasierten KI-Diensten

	Urheber- und Geschäftsgeheimnisrecht
	Rechte an Eingabedaten und Ausgaben, Lizenzbedingungen des Anbieters, Trainingsverwendung eigener Daten vertraglich ausschließen

	Barrierefreiheit
	BayBGG, BITV 2.0 – gilt auch für KI-gestützte Dialogsysteme und für die Transparenzhinweise nach Art. 50 Abs. 5 KI-VO



3. Prüfschritte im Überblick
	Schritt
	Prüfgegenstand
	Leitfrage

	1
	Bereichsausnahmen
	Ist die KI-VO ausnahmsweise von vornherein nicht anwendbar?

	2
	Anwendungsbereich und Rollen
	Liegt ein KI-System vor, und in welcher Rolle handelt die Behörde?

	3
	Zweckbestimmung
	Wofür ist das System vom Anbieter bestimmt, und wofür setzen wir es tatsächlich ein?

	4
	Zwischenergebnis
	Vorläufige Einordnung von Technologie, Akteuren und Rollen

	5
	Verbotene Praktiken
	Verwirklicht der Einsatz einen Tatbestand des Art. 5 KI-VO?

	6
	Hochrisiko
	Liegt ein Fall des Anhangs I oder III vor – und greift die Ausnahme des Art. 6 Abs. 3?

	7
	Ergebnis
	Endgültige Risikoklasse

	8
	Maßnahmenkatalog
	Welche Pflichten treffen uns konkret, wer setzt sie bis wann um?

	9
	Transparenzpflichten
	Was müssen Bürgerinnen, Bürger und Beschäftigte erfahren?

	10
	Flankierendes Recht
	Datenschutz, Personalrat, Verfahrensrecht, IT-Sicherheit, Vergabe

	11
	Freigabe und Wiedervorlage
	Wer entscheidet, und wann wird erneut geprüft?




Reihenfolge einhalten
Die Schritte bauen aufeinander auf. Wer mit Schritt 6 beginnt ("Ist das Hochrisiko?"), prüft regelmäßig am falschen Zweck und übersieht die Rollenfrage. Insbesondere entscheidet Schritt 3 darüber, welcher Anhang-III-Tatbestand überhaupt in Betracht kommt.


Schritt 1 – Ausnahmen & Übergangsrecht (Art. 2, 111 KI-VO)
Zuerst sind die Bereichsausnahmen des Art. 2 zu prüfen. Art. 111 ist davon zu trennen: Er enthält Übergangsrecht und macht die KI-VO nicht insgesamt unanwendbar. Insbesondere bleiben die Verbote und die Transparenzpflichten nach ihren jeweiligen Geltungsdaten zu prüfen.
	Ausnahme
	Fundstelle
	Hinweis für die kommunale Praxis

	Bestandssysteme vor dem Beginn der Hochrisiko-Vorschriften (Übergangsrecht, keine Bereichsausnahme)
	Art. 111 Abs. 2 KI-VO
	Art. 111 Abs. 2: Bei späterer erheblicher Änderung greifen die Hochrisiko-Vorschriften. Für Hochrisiko-Systeme, die bestimmungsgemäß von Behörden verwendet werden sollen, müssen Anbieter und Betreiber die Anforderungen in jedem Fall bis 2. August 2030 erfüllen. Art. 5 und Art. 50 sind gesondert zu prüfen.

	Zwecke der nationalen Sicherheit, Verteidigung, militärische Zwecke
	Art. 2 Abs. 3 KI-VO
	Für Kommunen praktisch ohne Bedeutung

	Behörden aus Drittstaaten und internationale Organisationen im Rahmen der Zusammenarbeit bei Strafverfolgung und Justiz
	Art. 2 Abs. 4 KI-VO
	Nur bei Amtshilfe mit Drittstaaten relevant

	Ausschließlich wissenschaftliche Forschung und Entwicklung
	Art. 2 Abs. 6 KI-VO
	Die Auswertung eines Piloten für den späteren Echtbetrieb ist keine Forschung

	Forschungs-, Test- und Entwicklungstätigkeiten vor dem Inverkehrbringen
	Art. 2 Abs. 8 KI-VO
	Tests unter Realbedingungen sind ausdrücklich nicht erfasst – ein Pilotbetrieb mit echten Bürgerdaten fällt daher regelmäßig unter die KI-VO

	Freie und quelloffene Lizenzen
	Art. 2 Abs. 12 KI-VO, 
ErwGr. 102, 103
	Gilt nicht, wenn das System als Hochrisiko-System oder unter Art. 5 oder Art. 50 fällt

	Ausschließlich private, nicht berufliche Nutzung durch natürliche Personen
	Art. 2 Abs. 10 KI-VO
	Deckt gerade nicht die "private" Nutzung eines KI-Dienstes durch Beschäftigte für dienstliche Aufgaben ab – Schatten-KI ist ein Compliance-Risiko, kein Ausnahmetatbestand

	Produktkategorien nach Anhang I Abschnitt B, seit dem Omnibus einschließlich Maschinen
	Art. 2 Abs. 2 KI-VO
	Nach Art. 2 Abs. 2 gelten nur Art. 6 Abs. 1, Art. 60a und Art. 102 bis 112 sowie Art. 57 bis 59 nur bei sektoraler Übernahme. Die allgemeinen Hochrisiko-Pflichten der Art. 9 bis 49 gelten nicht unmittelbar über die KI-VO.


Schritt 2 – Anwendungsbereich und Rollen
Schritt 2.1 – Liegt ein KI-System vor? (Art. 3 Nr. 1 KI-VO)
Ein KI-System ist ein maschinengestütztes System, das für einen in unterschiedlichem Grade autonomen Betrieb ausgelegt ist, nach seiner Einführung Anpassungsfähigkeit zeigen kann und aus den erhaltenen Eingaben ableitet, wie Ausgaben erzeugt werden. Die sechs Merkmale sind einzeln zu prüfen und zu dokumentieren:
	Merkmal
	Prüfhinweis

	Maschinengestützt
	Software oder Software-Hardware-Kombination

	Autonomer Betrieb 
(unterschiedlicher Grad)
	Das System erzeugt Ausgaben ohne vollständige menschliche Vorgabe jedes Einzelschritts. Rein fest verdrahtete, deterministische Regeln sprechen regelmäßig gegen ein KI-System; entscheidend bleiben die Gesamtwürdigung und insbesondere die Ableitungsfähigkeit.

	Anpassungsfähigkeit (kann, nicht muss)
	Lernfähigkeit nach der Einführung; ihr Fehlen schließt ein KI-System nicht aus

	Explizite oder implizite Ziele
	Das dem System vorgegebene bzw. antrainierte Ziel

	Ableitungsfähigkeit / Schlussfolgerung
	Kernmerkmal: Das System leitet aus Eingaben ab, wie Ausgaben zu erzeugen sind (Modelle, Gewichte, Wahrscheinlichkeiten)

	Ausgaben beeinflussen physische oder virtuelle Umgebungen
	Vorhersagen, Inhalte, Empfehlungen oder Entscheidungen



Zusätzlich zu unterscheiden: KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck (Art. 3 Nr. 63 KI-VO) und KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck (Art. 3 Nr. 66 KI-VO). Die meisten kommunal genutzten Assistenzdienste beruhen auf einem Modell mit allgemeinem Verwendungszweck; die Pflichten der Kapitel V treffen dessen Anbieter, nicht die Kommune – die Kommune bleibt aber Betreiber des daraus gebauten Systems.
Schritt 2.2 – Persönlicher Anwendungsbereich - die Rollen
	Rolle
	Fundstelle
	Typische kommunale Konstellation

	Anbieter
	Art. 3 Nr. 3 KI-VO
	Die Kommune entwickelt ein System oder lässt es entwickeln und bringt es unter eigenem Namen in Verkehr oder nimmt es unter eigenem Namen in Betrieb, etwa einen von ihr beauftragten und verantworteten Bürger-Chatbot. Eine bloße Nutzung oder Oberflächengestaltung genügt nicht automatisch.

	Betreiber
	Art. 3 Nr. 4 KI-VO
	Der Regelfall: Die Kommune verwendet ein KI-System in eigener Verantwortung im Rahmen ihrer Aufgaben

	Einführer
	Art. 3 Nr. 6 KI-VO
	Selten – Bezug unmittelbar von einem Anbieter mit Sitz außerhalb der Union

	Händler
	Art. 3 Nr. 7 KI-VO
	Selten – Weitergabe an andere Kommunen in der Lieferkette

	Produkthersteller
	Art. 2 Abs. 1 lit. e KI-VO
	Wenn ein KI-System als Sicherheitsbauteil in ein Produkt integriert wird, das die Kommune selbst herstellt

	Betroffene Person
	Art. 2 Abs. 1 lit. g KI-VO
	Keine Akteursrolle, aber für räumlichen Anwendungsbereich und Schutzpflichten relevant: betroffene Personen, die sich in der Union befinden (Art. 2 Abs. 1 Buchst. g).


Schritt 2.3 – Rollenwechsel: Wann wird man Anbieter? (Art. 25 KI-VO)
Dies ist der praktisch wichtigste und am häufigsten übersehene Punkt. Ein Betreiber gilt als Anbieter eines Hochrisiko-Systems – mit allen Anbieterpflichten – in folgenden Fällen:

	Szenario
	Tatbestand
	Beispiel

	1
	Anbringen des eigenen Namens oder der eigenen Handelsmarke (Art. 25 Abs. 1 lit. a KI-VO)
	Ein bereits in Verkehr gebrachtes oder in Betrieb genommenes Hochrisiko-System wird mit dem Namen oder der Marke der Kommune versehen; bloßes Branding einer Bedienoberfläche ist gesondert zu würdigen.

	2
	Wesentliche Änderung des Systems (Art. 25 Abs. 1 lit. b KI-VO, ErwGr. 128)
	Nur wenn ein bereits in Verkehr gebrachtes oder in Betrieb genommenes Hochrisiko-System wesentlich verändert wird und hochriskant bleibt; Nachtraining, Modellaustausch oder Funktionserweiterung können je nach Ausgestaltung eine wesentliche Veränderung sein.

	3
	Änderung der Zweckbestimmung, sodass das System zum Hochrisiko-System wird (Art. 25 Abs. 1 lit. c KI-VO)
	Ein für Textzusammenfassungen beschafftes System wird zur Vorsortierung von Bewerbungen eingesetzt

	4 und 5
	Produkthersteller-Konstellationen (Art. 25 Abs. 3 KI-VO)
	Integration in ein eigenes Produkt



Merksatz für das Seminar
Wer die Zweckbestimmung eines bereits bereitgestellten Systems so ändert, dass es dadurch zum Hochrisiko-System wird, gilt nach Art. 25 Abs. 1 Buchst. c als Anbieter. Auch das Anbringen des eigenen Namens an einem bereits bereitgestellten Hochrisiko-System oder dessen wesentliche Veränderung kann den Rollenwechsel auslösen. Vor jeder Zweitnutzung sind Zweck, Hochrisiko-Einstufung, Vertrag und Unterstützungsansprüche gegenüber dem bisherigen Anbieter erneut zu prüfen.
Räumlicher Anwendungsbereich
Die KI-VO gilt für Anbieter, die in der Union in Verkehr bringen oder in Betrieb nehmen – unabhängig vom Sitz –, für Betreiber mit Sitz in der Union sowie dann, wenn die Ausgabe des Systems in der Union verwendet wird (Art. 2 Abs. 1 KI-VO). Der Sitz des Anbieters außerhalb der EU entlastet die Kommune nicht.




Schritt 3 – Zweckbestimmung (Art. 3 Nr. 12 KI-VO)
Die Zweckbestimmung ist die vom Anbieter festgelegte Verwendung einschließlich des spezifischen Kontexts und der Bedingungen der Verwendung. Sie ist zu ermitteln aus:
1. der technischen Dokumentation (Art. 11 Abs. 1 i. V. m. Anhang IV Nr. 1 Buchst. a KI-VO),
1. der Betriebsanleitung bzw. Gebrauchsanweisung (Art. 13 Abs. 3 lit. b KI-VO),
1. Werbe- und Verkaufsmaterial sowie den vertraglichen Unterlagen.
Dem gegenüberzustellen ist der tatsächlich beabsichtigte Verwendungskontext in der Behörde: Welche Aufgabe, welches Verfahren, welche Entscheidung, welche betroffenen Personen, welche Entscheidungstiefe? Weichen beabsichtigte und bestimmungsgemäße Verwendung voneinander ab, sind zu prüfen: Art. 25 KI-VO (Rollenwechsel) und die vernünftigerweise vorhersehbare Fehlanwendung (Art. 3 Nr. 13 KI-VO).
Schritt 4 – Zwischenergebnis
Festzuhalten sind: 
(1) Es handelt sich um ein KI-System im Sinne der KI-VO (ja/nein, mit Begründung), 
(2) die Rolle der Behörde, 
(3) die maßgebliche Zweckbestimmung, 
(4) die betroffenen Personengruppen, 
(5) offene Punkte, die beim Anbieter nachzufordern sind. Erst danach wird die 
     Risikoeinstufung geprüft.

Schritt 5 – Verbotene Praktiken (Art. 5 KI-VO)
Die bisherigen Verbote des Art. 5 gelten seit 2. Februar 2025. Die mit der Verordnung (EU) 2026/1744 eingefügten Buchstaben ba und bb sowie die Absätze 1a und 1b gelten ab 2. Dezember 2026. Art. 99 Abs. 3 sieht grundsätzlich die höchste Bußgeldstufe vor; gegen deutsche Behörden und sonstige öffentliche Stellen werden nach § 17 Abs. 2 KI-MIG jedoch keine Geldbußen verhängt. Verbote, Aufsichtsmaßnahmen und sonstige Rechtsfolgen bleiben uneingeschränkt zu beachten.
	Buchst.
	Verbotene Praktik
	Kommunale Relevanz / Abgrenzung

	a
	Techniken der unterschwelligen Beeinflussung oder absichtlich manipulative bzw. täuschende Techniken, die das Verhalten wesentlich verändern und erheblichen Schaden verursachen können
	Nur verboten, wenn die Entscheidungsfähigkeit deutlich beeinträchtigt und erheblicher Schaden verursacht oder mit hinreichender Wahrscheinlichkeit droht. Sachliche Information und nichtschädliches Nudging fallen nicht allein deshalb unter das Verbot.

	b
	Ausnutzung von Vulnerabilität aufgrund von Alter, Behinderung oder sozialer bzw. wirtschaftlicher Lage
	Nur verboten, wenn die Schutzbedürftigkeit gezielt ausgenutzt, das Verhalten wesentlich verändert und erheblicher Schaden verursacht oder mit hinreichender Wahrscheinlichkeit droht.

	c
	Soziale Bewertung (Social Scoring) mit nachteiliger oder ungerechtfertigter Behandlung in unzusammenhängenden Kontexten
	Verbot einer behördenübergreifenden Bürger-Bewertung; Warnung vor "Risikoscores" über Antragsteller

	d
	Vorhersage der Begehung von Straftaten allein auf der Grundlage von Profiling oder Persönlichkeitsmerkmalen
	Betrifft Sicherheitsbehörden; kommunale Ordnungsverwaltung nur in Ausnahmefällen

	e
	Ungezieltes Auslesen von Gesichtsbildern aus dem Internet oder aus Videoüberwachung zum Aufbau von Datenbanken
	Absolut unzulässig – auch für "Testzwecke"

	f
	Emotionserkennung am Arbeitsplatz und in Bildungseinrichtungen (Ausnahmen nur aus medizinischen oder Sicherheitsgründen)
	Hochrelevant: Analyse von Stimmung, Stress oder Aufmerksamkeit von Beschäftigten oder Schülerinnen und Schülern ist verboten

	g
	Biometrische Kategorisierung zur Ableitung besonders sensibler Merkmale
	Verboten, auch als Nebenfunktion eines Videosystems

	h
	Biometrische Echtzeit-Fernidentifizierung in öffentlich zugänglichen Räumen zu Strafverfolgungszwecken (eng begrenzte Ausnahmen mit richterlicher Genehmigung)
	Betrifft ausschließlich biometrische Echtzeit-Fernidentifizierung in öffentlich zugänglichen Räumen zu Strafverfolgungszwecken. Eng begrenzte Ausnahmen erfordern eine besondere Rechtsgrundlage und die Schutzvorkehrungen des Art. 5 Abs. 2 bis 7. Sonstige Gesichtserkennung ist nicht automatisch nach Buchst. h verboten, kann aber hochriskant oder nach anderem Recht unzulässig sein.

	neu
	Durch die Änderungsverordnung (EU) 2026/1744 ergänzte Tatbestände zu nicht einvernehmlichem intimem Bildmaterial und zu Darstellungen sexuellen Kindesmissbrauchs
	Anwendbar ab 2. Dezember 2026; für kommunale Systeme im Regelfall ohne Bedeutung, aber bei Bildgeneratoren in der Öffentlichkeitsarbeit zu beachten


Schritt 6 – Hochrisiko-KI-Systeme (Art. 6 KI-VO)
Weg 1: Produktbezug (Art. 6 Abs. 1 i. V. m. Anhang I)
Für die allgemeinen Hochrisiko-Pflichten ist zwischen den Abschnitten A und B des Anhangs I zu unterscheiden. Abschnitt A umfasst insbesondere Spielzeug, Sportboote, Aufzüge, Geräte für explosionsgefährdete Bereiche, Funkanlagen, Druckgeräte, Seilbahnen, persönliche Schutzausrüstungen, Gasverbrauchseinrichtungen, Medizinprodukte und In-vitro-Diagnostika. Erforderlich sind stets eine Sicherheitskomponente oder ein entsprechendes Produkt und eine Konformitätsbewertung durch Dritte wegen gesundheits- oder sicherheitsbezogener Risiken. Rein nicht sicherheitsrelevante Nutzerunterstützung, Leistungsoptimierung, Effizienz, Automatisierung, Benutzerfreundlichkeit oder Qualitätskontrolle ist nach Art. 6 Abs. 1a keine Sicherheitskomponente.
Kommunale Berührungspunkte des Abschnitts A sind etwa sicherheitsrelevante KI-Komponenten in Aufzügen oder Medizinprodukten. Maschinen, Kraftfahrzeuge, land- und forstwirtschaftliche Fahrzeuge, Schiffsausrüstung, Eisenbahn-Interoperabilität und bestimmte Bereiche der Zivilluftfahrt stehen seit der Änderungsverordnung in Abschnitt B. Für diese Systeme gilt nach Art. 2 Abs. 2 nur ein begrenzter Teil der KI-VO; maßgeblich ist vor allem das jeweilige sektorale Produktrecht. Die einschlägigen Hochrisiko-Vorschriften für Abschnitt A gelten ab 2. August 2028.
Weg 2: Anwendungsbezug (Art. 6 Abs. 2 i. V. m. Anhang III)
Für Kommunen ist dieser Weg der entscheidende. Die folgende Übersicht zeigt die acht Kategorien des Anhangs III mit ihrer kommunalen Relevanz.
	Nr.
	Kategorie (Anhang III)
	Relevanz für Kommunen
	Beispiele

	1
	Biometrie, soweit zulässig: biometrische Fernidentifizierung, biometrische Kategorisierung, Emotionserkennung
	punktuell; zunächst Art. 5 prüfen, da nur bestimmte biometrische Praktiken verboten sind
	Zutrittskontrolle mit biometrischer Identifizierung

	2
	Kritische Infrastruktur: Sicherheitsbauteile für Verwaltung und Betrieb kritischer digitaler Infrastruktur, Straßenverkehr sowie Wasser-, Gas-, Wärme- und Stromversorgung
	hoch
	Nur wenn das KI-System bestimmungsgemäß als Sicherheitskomponente bei Verwaltung oder Betrieb eingesetzt wird, etwa in der Wasser-, Wärme- oder Straßenverkehrsinfrastruktur; reine Optimierungs- oder Prognosefunktionen sind nicht automatisch erfasst.

	3
	Allgemeine und berufliche Bildung: Zugang und Zulassung, Bewertung von Lernergebnissen, Steuerung des Lernprozesses, Überwachung bei Prüfungen
	mittel bis hoch
	Zugang oder Zulassung zu Bildungseinrichtungen, Bewertung von Lernergebnissen und Prüfungsaufsicht. Bei Kita-Platzvergabe ist zunächst zu klären, ob die konkrete Einrichtung und Funktion unter Anhang III Nr. 3 fällt.

	4
	Beschäftigung und Personalmanagement: Einstellung und Auswahl, Stellenanzeigen, Sichtung und Filterung von Bewerbungen, Bewertung von Bewerbern, Entscheidungen über Beförderung, Kündigung, Zuweisung von Aufgaben, Leistungsüberwachung
	sehr hoch
	KI-gestützte Vorauswahl im Bewerbermanagement, automatisierte Auswertung von Leistungsdaten

	5
	Zugang zu grundlegenden privaten und öffentlichen Diensten: (a) Anspruchsprüfung, Gewährung, Kürzung, Widerruf und Rückforderung öffentlicher Unterstützungsleistungen, (b) Kreditwürdigkeit, (c) Risikobewertung und Preisbildung in der Lebens- und Krankenversicherung, (d) Entsendung und Priorisierung von Not- und Rettungsdiensten
	sehr hoch
	Vorprüfung von Sozialleistungen, Wohngeld, Bildungs- und Teilhabeleistungen; Disposition der integrierten Leitstelle

	6
	Strafverfolgung
	gering 
(Zuständigkeit der Polizei)
	Nur bei Aufgaben mit Bezug zur Gefahrenabwehr im Einzelfall zu prüfen

	7
	Migration, Asyl und Grenzkontrolle
	punktuell
	Ausländerbehörde: Unterstützung bei der Prüfung von Anträgen

	8
	Rechtspflege und demokratische Prozesse
	punktuell
	Systeme mit Einfluss auf Wahlen oder das Abstimmungsverhalten sind besonders kritisch


9.3 Die Ausnahme des Art. 6 Abs. 3 KI-VO – und ihre Grenzen
Ein System, das unter Anhang III fällt, ist ausnahmsweise nicht Hochrisiko, wenn es kein erhebliches Risiko der Beeinträchtigung von Gesundheit, Sicherheit oder Grundrechten birgt, weil es
1. eine eng gefasste Verfahrensaufgabe erfüllt,
1. das Ergebnis einer zuvor abgeschlossenen menschlichen Tätigkeit lediglich verbessert,
1. Entscheidungsmuster oder Abweichungen von früheren Mustern erkennt, ohne die zuvor abgeschlossene menschliche Bewertung ohne angemessene menschliche Überprüfung zu ersetzen oder zu beeinflussen, oder
1. eine vorbereitende Aufgabe für eine Bewertung im Sinne des Anhangs III erfüllt.

Zwei harte Grenzen
Erstens ist die Ausnahme ausgeschlossen, wenn das System Profiling natürlicher Personen vornimmt. Zweitens trifft die Dokumentations- und Registrierungspflicht den Anbieter. Eine Kommune, die nur Betreiber ist, darf die Ausnahme nicht eigenständig unterstellen, sondern muss die Anbieterbewertung, die tragenden Gründe und den Registrierungseintrag nach Art. 49 Abs. 2 anfordern und plausibilisieren. Ist die Kommune selbst Anbieter, dokumentiert sie die Bewertung vor Inbetriebnahme und registriert das System. Ein menschlicher Entscheidungsvorbehalt allein genügt nicht.
Schritt 7 und 8 –Maßnahmenkatalog
Pflichten als Betreiber eines Hochrisiko-Systems (Art. 26 KI-VO)
	Fundstelle
	Pflicht
	Umsetzung in der Behörde

	Art. 26 Abs. 1
	Geeignete technische und organisatorische Maßnahmen, um die Verwendung entsprechend der Betriebsanleitung sicherzustellen
	Dienstanweisung, Rollen- und Rechtekonzept, Einweisung, Nutzungsordnung

	Art. 26 Abs. 2
	Menschliche Aufsicht durch natürliche Personen, die die erforderliche Kompetenz, Ausbildung und Befugnis besitzen und unterstützt werden
	Benannte Aufsichtsperson je Verfahren; Befugnis, das System zu übersteuern und abzuschalten; Schutz vor Automation Bias

	Art. 26 Abs. 4
	Sicherstellen, dass die Eingabedaten der Zweckbestimmung entsprechen und ausreichend repräsentativ sind, soweit die Kontrolle beim Betreiber liegt
	Datenqualitätskonzept, Vorgaben für Prompts und Datenquellen, Plausibilitätsprüfungen

	Art. 26 Abs. 5
	Überwachung des Betriebs, Unterrichtung von Anbieter und Marktüberwachungsbehörde bei Risiken oder schwerwiegenden Vorfällen, ggf. Aussetzung der Verwendung
	Monitoring, Meldeweg, Eskalationsstufen, Abschaltkriterien

	Art. 26 Abs. 6
	Aufbewahrung der automatisch erzeugten Protokolle für mindestens sechs Monate
	Logging-Konzept, Aufbewahrungs- und Löschfristen, Abstimmung mit Datenschutz und Personalrat

	Art. 26 Abs. 7
	Vor Inbetriebnahme am Arbeitsplatz: Information der Beschäftigtenvertretung und der betroffenen Beschäftigten
	Eigenständige Pflicht neben dem Mitbestimmungsrecht nach dem BayPVG

	Art. 49 Abs. 3
	Registrierung in der EU-Datenbank; Verwendung nur registrierter Systeme
	Kommunale Behörden registrieren sich vor Inbetriebnahme oder Verwendung eines Anhang-III-Systems, wählen den Anbietereintrag und registrieren die Nutzung; Anhang III Nr. 2 wird national registriert. Art. 26 Abs. 8 betrifft nur Organe und Stellen der Union.

	Art. 26 Abs. 9
	Nutzung der Anbieterinformationen für die Datenschutz-Folgenabschätzung nach Art. 35 DSGVO
	Verzahnung von DSFA und Grundrechte-Folgenabschätzung

	Art. 26 Abs. 11
	Information der betroffenen natürlichen Personen, wenn ein Hochrisiko-System nach Anhang III bei Entscheidungen über sie 
verwendet wird
	Standardtextbaustein in Bescheiden und Antragsformularen

	Art. 86
	Recht auf Erläuterung der Einzelfallentscheidung
	Für Entscheidungen auf Grundlage der Ausgabe eines Anhang-III-Systems, außer Nr. 2, eine klare und aussagekräftige Erläuterung zur Rolle des Systems und zu den wichtigsten Entscheidungselementen ermöglichen; daneben gelten die Begründungspflichten des Fach- und Verwaltungsverfahrensrechts.


Grundrechte-Folgenabschätzung (Art. 27 KI-VO)
Einrichtungen des öffentlichen Rechts – und damit Kommunen – müssen vor der ersten Verwendung eines Hochrisiko-Systems nach Anhang III (mit Ausnahme der Nr. 2, kritische Infrastruktur) eine Grundrechte-Folgenabschätzung durchführen. Zu beschreiben sind insbesondere:
1. die Verfahren, in denen das System eingesetzt wird,
1. Zeitraum und Häufigkeit der Verwendung,
1. die betroffenen Personengruppen,
1. die spezifischen Schadensrisiken für diese Gruppen,
1. die Maßnahmen der menschlichen Aufsicht,
1. die Abhilfemaßnahmen bei Eintritt der Risiken (Governance, Beschwerdewege).
Das Ergebnis ist der Marktüberwachungsbehörde mit dem von Art. 27 Abs. 5 vorgesehenen Muster mitzuteilen. Ein festes Veröffentlichungsdatum für dieses Muster nennt die konsolidierte Fassung nicht. Soweit eine Datenschutz-Folgenabschätzung die Inhalte bereits abdeckt, dürfen die einschlägigen Abschnitte übernommen oder in Bezug genommen werden. Für die Praxis empfiehlt sich ein abgestimmtes Dokument mit klarer Zuordnung, welche Teile die DSFA und welche Teile die Grundrechte-Folgenabschätzung erfüllen. Bei Änderungen der Verfahren, Nutzungshäufigkeit, betroffenen Gruppen oder Risiken ist die Abschätzung zu aktualisieren.
Transparenzpflichten (Art. 50 KI-VO) 
Art. 50 ist unabhängig von der Hochrisiko-Einstufung zu prüfen. Entscheidend ist die Rolle: Absätze 1 und 2 richten sich an Anbieter, Absätze 3 und 4 an Betreiber. Eine Kommune, die nur Betreiber ist, sollte die Anbieterpflichten aus Absätzen 1 und 2 bei Beschaffung und Abnahme nachweisen lassen; bei eigener Anbieterrolle muss sie diese selbst erfüllen.
	Fundstelle
	Adressat
	Pflicht
	Umsetzung

	Art. 50 Abs. 1
	Anbieter
	Systeme, die mit natürlichen Personen interagieren, müssen so gestaltet sein, dass die Person erfährt, dass sie mit einem KI-System interagiert – es sei denn, dies ist offensichtlich
	Bei eigener Anbieterrolle technisch sicherstellen; als Betreiber vertraglich verlangen und bei Abnahme testen. Hinweis spätestens bei erster Interaktion, sofern die KI-Interaktion nicht offensichtlich ist.

	Art. 50 Abs. 2
	Anbieter
	Synthetische Audio-, Bild-, Video- und Textinhalte maschinenlesbar kennzeichnen
	Maschinenlesbare Markierung ist von einer sichtbaren Offenlegung zu unterscheiden. Bei Eigenentwicklung umsetzen; bei Zukauf vertraglich einfordern und testen. Die Übergangsfrist bis 2. Dezember 2026 gilt nur für vor dem 2. August 2026 in Verkehr gebrachte Systeme und nur für Art. 50 Abs. 2.

	Art. 50 Abs. 3
	Betreiber
	Bei Emotionserkennung oder biometrischer Kategorisierung: Information der betroffenen Personen; zusätzlich datenschutzrechtliche Zulässigkeit
	In der Regel bereits nach Art. 5 unzulässig – Einsatz vermeiden

	Art. 50 Abs. 4
	Betreiber
	Deepfakes offenlegen; KI-erzeugte Texte, die zur Information der Öffentlichkeit über Angelegenheiten von öffentlichem Interesse veröffentlicht werden, als KI-erzeugt kennzeichnen – es sei denn, sie wurden menschlich überprüft und eine natürliche oder juristische Person trägt die redaktionelle Verantwortung
	Sichtbare Offenlegung bei Deepfakes sowie bei veröffentlichten KI-Texten zu Angelegenheiten von öffentlichem Interesse. Für andere synthetische Bilder gilt Abs. 4 nicht allein wegen ihrer künstlichen Erzeugung; die maschinenlesbare Anbieterkennzeichnung nach Abs. 2 bleibt zu prüfen.

	Art. 50 Abs. 5
	alle
	Information klar, erkennbar und spätestens zum Zeitpunkt der ersten Interaktion oder Exposition; Barrierefreiheitsanforderungen beachten
	Hinweise klar, eindeutig, wahrnehmbar und nach den anwendbaren Barrierefreiheitsvorgaben gestalten. Einfache oder Leichte Sprache ist einzusetzen, wenn Zielgruppe oder einschlägige Vorgaben dies erfordern.



Praxistipp Öffentlichkeitsarbeit
Die Ausnahme für Texte setzt menschliche Überprüfung oder redaktionelle Kontrolle und die redaktionelle Verantwortung einer natürlichen oder juristischen Person voraus. Ein dokumentierter Freigabeprozess erleichtert den Nachweis; ein Vier-Augen-Vermerk ist eine empfehlenswerte Organisationsmaßnahme, aber keine ausdrücklich geregelte Voraussetzung des Art. 50.
KI-Kompetenz (Art. 4 KI-VO)
Art. 4 KI-VO gilt seit dem 2. Februar 2025 für alle Anbieter und Betreiber, unabhängig von der Risikoklasse. Durch die Änderungsverordnung (EU) 2026/1744 wurde die Pflicht abgeschwächt: Erforderlich sind nunmehr Maßnahmen zur Förderung der KI-Kompetenz des Personals; ein bestimmtes Kompetenzniveau wird nicht garantiert verlangt. Für die Verwaltung bleibt es gleichwohl bei einem klaren Handlungsauftrag, schon weil die menschliche Aufsicht nach Art. 26 Abs. 2 KI-VO kompetente Personen voraussetzt.
1. Interne KI-Richtlinie oder Dienstanweisung mit Positiv- und Negativliste zugelassener Werkzeuge,
1. Grundunterweisung für alle Beschäftigten, vertiefte Schulung für Aufsichtspersonen und Fachverfahrensverantwortliche,
1. Schulungsregister mit Datum, Inhalt und Teilnehmenden als Nachweis,
1. Ansprechperson für KI-Fragen ("KI-Koordination") und ein einfacher Meldeweg für 
Auffälligkeiten.
Systeme mit allgemeinem Verwendungszweck
Setzt die Kommune einen Assistenzdienst auf Basis eines KI-Modells mit allgemeinem Verwendungszweck ein, treffen die Pflichten des Kapitels V grundsätzlich den Modellanbieter. Die Kommune bleibt für ihre Betreiberpflichten, den konkreten Verwendungskontext, Eingaben, Datenschutz und Geheimnisschutz verantwortlich. Entwickelt oder beauftragt sie ein eigenes System auf Grundlage des Modells und nimmt es unter eigenem Namen in Betrieb, kann sie Anbieter oder nachgelagerter Anbieter des Systems sein. Vertraglich zu klären sind insbesondere Trainingsnutzung, Verarbeitungsorte, Unterauftragnehmer, Protokollzugang, Löschung, Sicherheitsvorfälle, Modellwechsel und Unterstützung bei Nachweisen.
Systeme mit minimalem Risiko
Auch hier gilt: Keine Pflichtenfreiheit. Art. 4 KI-VO, Datenschutzrecht, Geheimnisschutz, Personalvertretungsrecht, IT-Sicherheit und die allgemeinen Grundsätze rechtmäßigen Verwaltungshandelns bleiben anwendbar. Freiwillige Verhaltenskodizes (Art. 95 KI-VO) sind ein geeignetes Instrument, um ein einheitliches Niveau herzustellen.
Sanktionen und Risiken
	Verstoß
	Rahmen (Art. 99 KI-VO)
	Zusätzliche Folgen für Kommunen

	Verbotene Praktiken (Art. 5)
	bis 35 Mio. Euro oder 7 % des weltweiten Jahresumsatzes
	Untersagung, Rechtswidrigkeit der Maßnahme, Reputationsschaden

	Sonstige Pflichtverstöße (u. a. Art. 26, 50)
	bis 15 Mio. Euro oder 3 %
	Aufsichtliche Anordnungen der Marktüberwachungsbehörde

	Falsche oder unvollständige Auskünfte an Behörden
	bis 7,5 Mio. Euro oder 1 %
	Mitwirkungspflichten organisatorisch sicherstellen

	Behörden und öffentliche Stellen
	§ 17 Abs. 2 KI-MIG: keine Geldbußen gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Abs. 1 oder 2 BDSG
	Unabhängig vom Bußgeld: Amtshaftung, Aufhebung von Bescheiden, datenschutzrechtliche Beanstandungen des BayLfD




Kommunale Fallbeispiele zur Einordnung
Die folgende Tabelle zeigt typische Einordnungen. Sie ersetzt nicht die Einzelfallprüfung – insbesondere kann sich die Einordnung allein durch eine geänderte Zweckbestimmung verschieben.
	Anwendungsfall
	Rolle
	Voraussichtliche Einstufung
	Wesentliche Maßnahmen

	Bürger-Chatbot auf der kommunalen Website (allgemeine Auskünfte, keine Bescheide)
	Betreiber, bei eigener Marke ggf. Anbieter
	Begrenztes Risiko
	Hinweis nach Art. 50 Abs. 1, barrierefreie Gestaltung, Protokollierung, Eskalation an Sachbearbeitung, Datenschutzhinweise

	KI-gestützte Zusammenfassung von Sitzungsprotokollen für den internen Gebrauch
	Betreiber
	Minimales Risiko
	Art. 4 (Schulung), Geheimnisschutz, Vier-Augen-Prinzip, keine personenbezogenen Daten in externe Dienste

	Übersetzung von Bescheiden und Informationsblättern
	Betreiber
	Regelmäßig keine Hochrisiko-Einstufung; Art. 50 Abs. 4 nur bei Veröffentlichung zur Information der Öffentlichkeit und ohne einschlägige Ausnahme
	Fachliche Endkontrolle und verfahrensrechtlich belastbare Übersetzung. Ein individueller Bescheid ist nicht allein deshalb eine Veröffentlichung nach Art. 50 Abs. 4; bei öffentlicher Publikation sind Offenlegung oder die Ausnahme für menschliche Überprüfung bzw. redaktionelle Kontrolle zu dokumentieren.

	Vorsortierung und Filterung von Bewerbungen
	Betreiber; bei Umwidmung Anbieter (Art. 25 Abs. 1 lit. c)
	Hochrisiko 
(Anhang III Nr. 4)
	Art. 26 vollständig, Art. 27 Grundrechte-Folgenabschätzung, Registrierung, Personalrat, DSFA, Information der Bewerber

	Prognosemodell zur Vorprüfung von Sozialleistungsansprüchen
	Betreiber
	Hochrisiko 
(Anhang III Nr. 5 lit. a)
	Wie vor; zusätzlich Art. 86 KI-VO (Erläuterung) und Art. 22 DSGVO prüfen; für einen vollständig automatisierten Verwaltungsakt die konkrete fachrechtliche Zulässigkeit sowie BayVwVfG und Datenschutzrecht gesondert prüfen

	KI als Sicherheitskomponente bei Verwaltung oder Betrieb eines Wasserwerks oder des Straßenverkehrs
	Betreiber
	Hochrisiko 
(Anhang III Nr. 2)
	Art. 26; keine Grundrechte-Folgenabschätzung nach Art. 27 (Ausnahme für Nr. 2); IT-Sicherheit und Notfallkonzept

	Disposition der integrierten Leitstelle (Priorisierung von Einsätzen)
	Betreiber
	Hochrisiko 
(Anhang III Nr. 5 lit. d)
	Art. 26, Art. 27, menschliche Letztentscheidung zwingend

	Gesichtserkennung oder biometrische Fernidentifizierung im öffentlichen Raum
	Betreiber
	Einzelfallabhängig: Buchst. e nur bei ungezieltem Auslesen zum Aufbau oder zur Erweiterung einer Gesichtsdatenbank; Buchst. h nur bei Echtzeit-Fernidentifizierung zu Strafverfolgungszwecken; sonst ggf. Hochrisiko und zusätzliches Fach- und Datenschutzrecht
	Vor Einsatz genaue Technik, Zweck, Rechtsgrundlage und Ausnahmevoraussetzungen prüfen; bis zur dokumentierten Freigabe nicht einsetzen.

	Software zur Auswertung von Stimmung und Stress im Team
	Betreiber
	Verbotene Praktik (Art. 5 Abs. 1 lit. f)
	Einsatz grundsätzlich unterlassen; nur die eng auszulegende medizinische oder sicherheitsbezogene Ausnahme gesondert prüfen.

	KI-erzeugte Texte und Bilder für Pressemitteilungen und Social Media
	Betreiber
	Begrenztes Risiko
	Bei öffentlichen KI-Texten Art. 50 Abs. 4 beachten; Ausnahme bei menschlicher Überprüfung oder redaktioneller Kontrolle plus redaktioneller Verantwortung dokumentieren. Bilder nur bei Deepfake sichtbar offenlegen; maschinenlesbare Anbieterkennzeichnung nach Abs. 2 prüfen. Urheber- und Persönlichkeitsrechte klären.


Häufige Fehler in der Praxis
1. Produkt statt Zweck geprüft
Nicht das Werkzeug entscheidet, sondern der Einsatzzweck im konkreten Verfahren.
1. Rollenwechsel übersehen
Eigene Marke, wesentliche Änderung oder Zweckänderung machen die Kommune zum 
Anbieter (Art. 25 KI-VO).
1. Pilotbetrieb für Forschung gehalten
Tests unter Realbedingungen sind von Art. 2 Abs. 8 KI-VO gerade nicht ausgenommen.
1. Ausnahme nach Art. 6 Abs. 3 unbegründet in Anspruch genommen 
Sie erfordert eine dokumentierte Bewertung und die Registrierung; bei Profiling ist sie ausgeschlossen.
1. Menschliche Aufsicht nur auf dem Papier
Wer die Vorschläge des Systems regelmäßig ungeprüft übernimmt, erfüllt Art. 26 Abs. 2 KI-VO nicht (Automation Bias).
1. Transparenzpflichten für später gehalten
Art. 50 KI-VO gilt bereits; verschoben wurden nur die Hochrisiko-Vorschriften.
1. Schatten-KI geduldet. 
Die private Nutzung eines KI-Dienstes für dienstliche Aufgaben ist kein Ausnahmetatbestand, sondern ein Datenschutz- und Geheimnisschutzrisiko.
1. Keine Wiedervorlage
Updates und Funktionserweiterungen können die Einstufung ändern; das Prüfraster ist bei jeder Änderung erneut zu durchlaufen.

Verwendete Quellen und weiterführende Hinweise
1. Verordnung (EU) 2024/1689 (KI-Verordnung) einschließlich Anhänge I und III sowie der Erwägungsgründe
1. Verordnung (EU) 2026/1744 ("Digital Omnibus KI"), veröffentlicht am 24. Juli 2026, in Kraft seit 27. Juli 2026
1. KI-Marktüberwachungs- und Innovationsförderungsgesetz (KI-MIG) – Bundesnetzagentur als zentrale Marktüberwachungsbehörde
1. Bayerischer Landesbeauftragter für den Datenschutz, Orientierungshilfe "Datenschutz bei KI-Projekten in der bayerischen Verwaltung", veröffentlicht am 31. März 2026
1. Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und für Heimat, KI-Leitfaden für Behörden im öffentlichen Dienst in Bayern, Stand April 2025
1. Prüfungsschema für KI-Systeme nach der KI-Verordnung (V1.5), AIOFFICER – methodische Ausgangsbasis; rechtliche Aussagen wurden für diese Fassung eigenständig anhand der amtlichen Quellen geprüft
1. Konsolidierte Fassung der Verordnung (EU) 2024/1689 vom 27. Juli 2026 auf EUR-Lex (CELEX 02024R1689-20260727)
1. Europäische Kommission, Leitlinien zu den Transparenzpflichten nach Art. 50, veröffentlicht am 20. Juli 2026, sowie freiwilliger Verhaltenskodex zur Kennzeichnung KI-generierter Inhalte
1. Europäische Kommission, Entwurf der Leitlinien zur Hochrisiko-Einstufung nach Art. 6, veröffentlicht am 19. Mai 2026; am Rechtsstand dieser Fassung noch nicht endgültig


Teil B – Prüfraster KI-System (Anlage 1)

Für jedes geplante oder eingesetzte System ist ein eigenes Raster anzulegen. Es ist zur Akte zu nehmen und bei Änderungen des Modells, der Funktionen, Daten, Schnittstellen, Zweckbestimmung, Anbieterunterlagen oder Rechtslage sowie spätestens jährlich fortzuschreiben. Nicht einschlägige Punkte sind mit "entfällt" und Begründung zu kennzeichnen. Kann eine Frage nicht belastbar beantwortet werden, bleibt sie „ungekreuzt“ und wird in der Begründung als "unklar" mit Unterlagenanforderung, Zuständigkeit und Frist dokumentiert. Bis zur Klärung erfolgt keine Freigabe.
Systembeschreibung
	Feld
	Eintrag

	Kurzbeschreibung: Was tut das System, welche Ausgaben erzeugt es?
	


	In welchem Verfahren und an welcher Stelle des Prozesses wird es eingesetzt?
	


	Welche Daten werden eingegeben (Quellen, Personenbezug, besondere Kategorien)?
	


	Wer ist von den Ausgaben betroffen (Bürger, Antragsteller, Beschäftigte, Dritte)?
	


	Welche Entscheidung wird vorbereitet oder getroffen? Entscheidungstiefe?
	


	Betriebsform (On-Premise, Rechenzentrum des Freistaats/Zweckverbands, Cloud, Drittland)?
	


	Einstufung des Anbieters und Nachweise
	Anbieterrolle; Zweckbestimmung; Hochrisiko-/Art.-6-Abs.-3-Bewertung; EU-Datenbank; Konformitätserklärung; Betriebsanleitung

	Technischer Änderungsstand
	Modell und Version; Schnittstellen; aktivierte Funktionen; Updates; Unterauftragnehmer; letzte Änderung




Schritt 1 – 
Bereichsausnahmen u. Übergangsrecht (Art. 2, Art. 111 KI-VO)
Die Fragen 1.2 bis 1.8 betreffen Bereichsausnahmen oder eine beschränkte Anwendbarkeit. Frage 1.1 betrifft nur Übergangsrecht: Bei "Ja" darf die Prüfung nicht beendet werden. Art. 5, Art. 50 und die Sonderfrist für behördlich verwendete Hochrisiko-Systeme bleiben zu prüfen. Jede Feststellung ist zu begründen.
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	1.1
	Bestandssystem vor Beginn der einschlägigen Hochrisiko-Vorschriften und seither keine erhebliche Änderung der Systemkonzeption (Art. 111 Abs. 2 KI-VO). Kein Prüfstopp: Bei bestimmungsgemäßer Behördennutzung müssen Hochrisiko-Anforderungen spätestens bis 02.08.2030 erfüllt sein; Art. 5 und Art. 50 gesondert prüfen.
	☐
	☐
	 
 

	1.2
	Ausschließlich Zwecke der nationalen Sicherheit, Verteidigung oder militärische Zwecke (Art. 2 Abs. 3 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	1.3
	Behörde eines Drittlandes oder internationale Organisation im Rahmen der Zusammenarbeit bei Strafverfolgung und Justiz (Art. 2 Abs. 4 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	1.4
	Ausschließlich wissenschaftliche Forschung und Entwicklung (Art. 2 Abs. 6 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	1.5
	Forschungs-, Test- oder Entwicklungstätigkeit vor dem Inverkehrbringen – Achtung: Tests unter Realbedingungen sind nicht erfasst (Art. 2 Abs. 8 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	1.6
	Freie und quelloffene Lizenz und weder Hochrisiko noch Art. 5 oder Art. 50 einschlägig (Art. 2 Abs. 12 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	1.7
	Ausschließlich private, nicht berufliche Nutzung durch natürliche Personen (Art. 2 Abs. 10 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	1.8
	Produktkategorien nach Anhang I Abschnitt B, einschließlich Maschinen (Art. 2 Abs. 2 KI-VO): nur begrenzte Vorschriften der KI-VO; sektorales Produktrecht und Art. 60a prüfen
	☐
	☐
	 
 






	Feld
	Eintrag

	Zwischenergebnis Schritt 1: Welche Bereichsausnahme oder beschränkte Anwendbarkeit greift? Welches Übergangsrecht gilt? Welche Pflichten bleiben anwendbar?
	



Schritt 2 – Anwendungsbereich und Rollen (Art. 2, 3, 25 KI-VO)
Schritt 2.1 – Liegt ein KI-System vor? (Art. 3 Nr. 1 KI-VO)
Gesamtwürdigung: 2.1.3 ist ausdrücklich nur optional. Ein "Nein" dort schließt ein KI-System nicht aus. Bei Zweifeln sind Funktionsbeschreibung, Modelltyp und Anbieterangaben anzufordern; die Kommissionsleitlinien zur KI-System-Definition sind als Auslegungshilfe heranzuziehen.

	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	2.1.1
	Maschinengestütztes System
	☐
	☐
	 
 

	2.1.2
	Auf einen in unterschiedlichem Grade autonomen Betrieb ausgelegt
	☐
	☐
	 
 

	2.1.3
	Anpassungsfähigkeit nach der Einführung möglich (nicht zwingend)
	☐
	☐
	 
 

	2.1.4
	Verfolgt explizite oder implizite Ziele
	☐
	☐
	 
 

	2.1.5
	Leitet aus Eingaben ab, wie Ausgaben zu erzeugen sind (Ableitungsfähigkeit)
	☐
	☐
	 
 

	2.1.6
	Ausgaben beeinflussen physische oder virtuelle Umgebungen
	☐
	☐
	 
 

	2.1.7
	Es handelt sich um ein KI-System mit allgemeinem Verwendungszweck (Art. 3 Nr. 66 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	2.1.8
	Es beruht auf einem KI-Modell mit allgemeinem Verwendungszweck (Art. 3 Nr. 63 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 


Schritt 2.2 – Rolle der Behörde
	Rolle
	Zutreffend
	Begründung

	Betreiber (Art. 3 Nr. 4 KI-VO)
	☐
	 
 

	Anbieter (Art. 3 Nr. 3 KI-VO)
	☐
	 
 

	Einführer (Art. 3 Nr. 6 KI-VO)
	☐
	 
 

	Händler (Art. 3 Nr. 7 KI-VO)
	☐
	 
 

	Produkthersteller (Art. 2 Abs. 1 lit. e KI-VO)
	☐
	 
 


Schritt 2.3 – Rollenwechsel zum Anbieter (Art. 25 KI-VO)
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	2.3.1
	Die Behörde versieht ein bereits in Verkehr gebrachtes oder in Betrieb genommenes Hochrisiko-System mit ihrem Namen oder ihrer Handelsmarke (Art. 25 Abs. 1 Buchst. a KI-VO); bloßes Branding einer Bedienoberfläche genügt nicht automatisch
	☐
	☐
	 
 

	2.3.2
	Ein bereits in Verkehr gebrachtes oder in Betrieb genommenes Hochrisiko-System wird wesentlich verändert und bleibt weiterhin hochriskant (Art. 25 Abs. 1 Buchst. b KI-VO, ErwGr. 128)
	☐
	☐
	 
 

	2.3.3
	Die Zweckbestimmung wird geändert, sodass das System zum Hochrisiko-System wird (Art. 25 Abs. 1 lit. c KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	2.3.4
	Produkthersteller-Konstellation (Art. 25 Abs. 3 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 



Achtung
Ein "Ja" ist anhand der genauen Voraussetzungen des Art. 25 zu bewerten. Die Fälle des Abs. 1 betreffen Hochrisiko-Systeme oder eine Zweckänderung, durch die das System hochriskant wird. Bei Rollenwechsel unterliegt die Behörde den Anbieterpflichten des Art. 16; der bisherige Anbieter muss nach Art. 25 Abs. 2 grundsätzlich Informationen, technischen Zugang und Unterstützung bereitstellen. Vor Inbetriebnahme sind Rechtsstelle, Informationssicherheit, Datenschutz und Vergabe einzubinden.
2.4 Räumlicher Anwendungsbereich
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	2.4.1
	Die Behörde hat ihren Sitz in der Union oder die Ausgabe des Systems wird in der Union verwendet (Art. 2 Abs. 1 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 




Schritt 3 – Zweckbestimmung (Art. 3 Nr. 12 KI-VO)
	Feld
	Eintrag

	Zweckbestimmung laut technischer Dokumentation (Art. 11 Abs. 1 i. V. m. Anhang IV Nr. 1 Buchst. a KI-VO)
	


	Zweckbestimmung laut Betriebsanleitung / Gebrauchsanweisung (Art. 13 Abs. 3 lit. b KI-VO)
	


	Angaben in Werbe- und Verkaufsmaterial (Art. 3 Nr. 12 KI-VO)
	


	Bedingungen und besondere Umstände der Verwendung laut Anbieter
	


	Tatsächlich beabsichtigte Verwendung in der Behörde
	


	Abweichung zwischen beiden? Folgen (Art. 25 KI-VO) – Begründung
	


	Vernünftigerweise vorhersehbare Fehlanwendung (Art. 3 Nr. 13 KI-VO)
	



Schritt 4 – Zwischenergebnis
	Feld
	Eintrag

	KI-System im Sinne des Art. 3 Nr. 1 KI-VO? (ja/nein, Begründung)
	


	Rolle der Behörde
	


	Maßgebliche Zweckbestimmung
	


	Betroffene Personengruppen
	


	Offene Punkte / vom Anbieter nachzufordernde Unterlagen
	



Schritt 5 – Verbotene Praktiken (Art. 5 KI-VO)
Ein "Ja" bedeutet grundsätzlich: nicht beschaffen, nicht freigeben bzw. Verwendung aussetzen und Leitung sowie Rechtsstelle informieren. Bei 5.6 und 5.8 sind die eng begrenzten gesetzlichen Ausnahmen vollständig zu dokumentieren; bis dahin bleibt der Einsatz gesperrt. Die neuen Tatbestände 5.9 gelten ab 2. Dezember 2026.
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	5.1
	Unterschwellige, absichtlich manipulative oder täuschende Techniken beeinträchtigen die Fähigkeit zu einer informierten Entscheidung deutlich, verändern das Verhalten wesentlich und verursachen erheblichen Schaden oder lassen ihn hinreichend wahrscheinlich erwarten (Art. 5 Abs. 1 Buchst. a)
	☐
	☐
	 
 

	5.2
	Vulnerabilität wegen Alter, Behinderung oder sozialer bzw. wirtschaftlicher Lage wird ausgenutzt, um Verhalten wesentlich und mit erheblichem Schaden oder hinreichend wahrscheinlicher Schadensfolge zu verändern (Art. 5 Abs. 1 Buchst. b)
	☐
	☐
	 
 

	5.3
	Soziale Bewertung über einen Zeitraum führt zu kontextfremder oder im Verhältnis zum Verhalten ungerechtfertigter bzw. unverhältnismäßiger Benachteiligung (Art. 5 Abs. 1 Buchst. c)
	☐
	☐
	 
 

	5.4
	Vorhersage der Begehung von Straftaten allein aufgrund von Profiling oder Persönlichkeitsmerkmalen (Art. 5 Abs. 1 lit. d KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	5.5
	Gesichtserkennungsdatenbank wird durch ungezieltes Auslesen von Gesichtsbildern aus dem Internet oder aus Überwachungsaufnahmen erstellt oder erweitert (Art. 5 Abs. 1 Buchst. e)
	☐
	☐
	 
 

	5.6
	Emotionen oder Absichten werden am Arbeitsplatz oder in Bildungseinrichtungen aus biometrischen Daten abgeleitet; keine nachgewiesene medizinische oder sicherheitsbezogene Ausnahme (Art. 5 Abs. 1 Buchst. f)
	☐
	☐
	 
 

	5.7
	Biometrische Kategorisierung zur Ableitung besonders sensibler Merkmale (Art. 5 Abs. 1 lit. g KI-VO, ErwGr. 30)
	☐
	☐
	 
 

	5.8
	Biometrische Echtzeit-Fernidentifizierung wird in öffentlich zugänglichen Räumen zu Strafverfolgungszwecken eingesetzt; keine vollständig dokumentierte Ausnahme, Rechtsgrundlage, Genehmigung und Schutzvorkehrung nach Art. 5 Abs. 1 Buchst. h sowie Abs. 2 bis 7
	☐
	☐
	 
 

	5.9
	Ab 02.12.2026: nicht einvernehmliche intime Inhalte nach Art. 5 Abs. 1 Buchst. ba oder Material bzw. Darbietungen sexuellen Kindesmissbrauchs nach Buchst. bb; Ausnahmen nach Abs. 1a und 1b geprüft
	☐
	☐
	 
 


Schritt 6 – Hochrisiko-Einstufung (Art. 6 KI-VO)
Schritt 6.1 – Produktbezogen (Art. 6 Abs. 1 i. V. m. Anhang I)
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	6.1.1
	Das KI-System ist Sicherheitsbauteil eines Produkts oder selbst ein Produkt nach Anhang I Abschnitt A (insbesondere Spielzeug, Sportboote, Aufzüge, ATEX, Funk- und Druckgeräte, Seilbahnen, persönliche Schutzausrüstung, Gasgeräte, Medizinprodukte, In-vitro-Diagnostika)
	☐
	☐
	 
 

	6.1.2
	Für dieses Produkt ist eine Konformitätsbewertung durch Dritte erforderlich
	☐
	☐
	 
 

	6.1.3
	Das System dient ausschließlich nicht sicherheitsrelevanter Nutzerunterstützung, Leistungsoptimierung, Effizienz, Automatisierung, Benutzerfreundlichkeit oder Qualitätskontrolle (Art. 6 Abs. 1a): dann keine Sicherheitskomponente
	☐
	☐
	

	6.1.4
	Ausfall oder Fehlfunktion könnte Gesundheit oder Sicherheit gefährden (Art. 6 Abs. 1b): starkes Indiz für Sicherheitskomponente
	☐
	☐
	

	6.1.5
	Drittprüfung ist ausschließlich wegen nicht gesundheits- oder sicherheitsbezogener Risiken erforderlich, etwa Funkfrequenzen oder elektromagnetische Störungen ohne Sicherheitsbezug (Art. 6 Abs. 1c): Art. 6 Abs. 1 Buchst. b nicht erfüllt
	☐
	☐
	

	6.1.6
	Produkt nach Anhang I Abschnitt B, einschließlich Maschinen, Fahrzeuge, Schiffsausrüstung, Eisenbahn und bestimmte Zivilluftfahrt: begrenzte Anwendbarkeit nach Art. 2 Abs. 2 und sektorales Recht dokumentieren
	☐
	☐
	


Schritt 6.2 – Anwendungsbezogen (Art. 6 Abs. 2 i. V. m. Anhang III)
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	6.2.1
	Biometrie: biometrische Fernidentifizierung, biometrische Kategorisierung oder Emotionserkennung, soweit nicht bereits nach Art. 5 verboten (Anhang III Nr. 1)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.2
	Kritische Infrastruktur: bestimmungsgemäßer Einsatz als Sicherheitskomponente bei Verwaltung und Betrieb kritischer digitaler Infrastruktur, des Straßenverkehrs oder der Wasser-, Gas-, Wärme- und Stromversorgung (Anhang III Nr. 2)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.3
	Bildung: Zugang, Zulassung oder Zuweisung zu Bildungseinrichtungen (Anhang III Nr. 3 lit. a)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.4
	Bildung: Bewertung von Lernergebnissen oder des angemessenen Bildungsniveaus (Anhang III Nr. 3 lit. b und c)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.5
	Bildung: Überwachung und Erkennung unzulässigen Verhaltens bei Prüfungen (Anhang III Nr. 3 lit. d)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.6
	Beschäftigung: Einstellung oder Auswahl, insbesondere Stellenanzeigen, Sichtung und Filterung von Bewerbungen, Bewertung von Bewerbern (Anhang III Nr. 4 lit. a)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.7
	Beschäftigung: Entscheidungen über Zuweisung von Aufgaben, Beförderung, Kündigung, Vertragsbedingungen sowie Überwachung und Bewertung der Leistung (Anhang III Nr. 4 lit. b)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.8
	Grundlegende öffentliche Unterstützungsleistungen und -dienste: Bewertung des Anspruchs sowie Gewährung, Kürzung, Widerruf oder Rückforderung; nicht jede öffentliche Leistung ist automatisch erfasst (Anhang III Nr. 5 Buchst. a)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.9
	Kreditwürdigkeitsprüfung oder Kreditpunktbewertung (Anhang III Nr. 5 lit. b)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.10
	Risikobewertung und Preisbildung in der Lebens- und Krankenversicherung (Anhang III Nr. 5 lit. c)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.11
	Entsendung, Priorisierung oder Triage bei Not- und Rettungsdiensten (Anhang III Nr. 5 lit. d)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.12
	Strafverfolgung: Risikobewertung, Lügendetektoren, Beweiswürdigung, Rückfallprognosen, Profilerstellung (Anhang III Nr. 6)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.13
	Migration, Asyl und Grenzkontrolle: Lügendetektoren, Risikobewertung, Prüfung von Anträgen, Aufdeckung und Identifizierung von Personen (Anhang III Nr. 7)
	☐
	☐
	 
 

	6.2.14
	Rechtspflege und demokratische Prozesse, einschließlich Beeinflussung des Wahl- und Abstimmungsverhaltens (Anhang III Nr. 8)
	☐
	☐
	 
 





Schritt 6.3 – Ausnahme nach Art. 6 Abs. 3 KI-VO
Nur auszufüllen, wenn 6.2 mindestens einmal mit "Ja" beantwortet wurde.
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	6.3.1
	Das System erfüllt lediglich eine eng gefasste Verfahrensaufgabe
	☐
	☐
	 
 

	6.3.2
	Das System verbessert nur das Ergebnis einer zuvor abgeschlossenen menschlichen Tätigkeit
	☐
	☐
	 
 

	6.3.3
	Das System erkennt Entscheidungsmuster oder Abweichungen, ohne die menschliche Bewertung ohne angemessene Überprüfung zu ersetzen oder zu beeinflussen
	☐
	☐
	 
 

	6.3.4
	Das System erfüllt nur eine vorbereitende Aufgabe für eine Bewertung im Sinne des Anhangs III
	☐
	☐
	 
 

	6.3.5
	Ausschlussgrund: Das System nimmt ein Profiling natürlicher Personen vor – dann ist die Ausnahme stets ausgeschlossen
	☐
	☐
	 
 

	6.3.6
	Anbieterrolle geklärt. Anbieterbewertung nach Art. 6 Abs. 4, tragende Gründe und Registrierung nach Art. 49 Abs. 2 liegen vor; bei reiner Betreiberrolle wurden diese Nachweise vom Anbieter angefordert und plausibilisiert
	☐
	☐
	 
 


Schritt 7 – Ergebnis: Risikoklasse
	Auswahl
	Einstufung
	Rechtsfolge

	☐
	KI-VO nicht anwendbar (Bereichsausnahme oder kein KI-System)
	Nur flankierendes Recht prüfen (Schritt 10)

	☐
	Verbotene Praktik (Art. 5 KI-VO)
	Einsatz unzulässig – sofort einstellen, Leitung unterrichten

	☐
	Hochrisiko-KI-System nach Art. 6 Abs. 1 und Anhang I Abschnitt A
	Anforderungen ab 02.08.2028; Beschaffung bereits jetzt absichern

	☐
	Hochrisiko-KI-System (Art. 6 Abs. 2 / Anhang III)
	Anforderungen ab 02.12.2027; Schritte 8 bis 11 vollständig

	☐
	Anhang III einschlägig, aber Ausnahme nach Art. 6 Abs. 3 dokumentiert
	Anbieter dokumentiert und registriert; Betreiber fordert Bewertung und EU-Datenbanknachweis an und plausibilisiert sie

	☐
	Begrenztes Risiko – Transparenzpflichten (Art. 50 KI-VO)
	Schritt 9 vollständig; gilt bereits seit 02.08.2026

	☐
	Minimales Risiko
	Art. 4 KI-VO und flankierendes Recht

	☐
	Produkt nach Anhang I Abschnitt B
	Begrenzte Anwendbarkeit nach Art. 2 Abs. 2; sektorales Produktrecht und ggf. Art. 60a prüfen

	☐
	Einstufung oder Rolle noch unklar
	Keine Freigabe; Unterlagen, zuständige Person und Klärungsfrist festlegen



	Feld
	Eintrag

	Begründung der Einstufung (tragende Erwägungen, Fundstellen):
	





Schritt 8 – Maßnahmenkatalog (nur bei Hochrisiko-Systemen)
	Maßnahme
	Fundstelle
	Zuständig
	Frist
	Status / Nachweis

	Betriebsanleitung liegt vor; Nutzung entsprechend sichergestellt (Dienstanweisung)
	Art. 26 Abs. 1
	 
 
	 
 
	☐

	Menschliche Aufsicht benannt, geschult und mit Übersteuerungs- und Abschaltbefugnis ausgestattet
	Art. 26 Abs. 2
	 
 
	 
 
	☐

	Eingabedaten entsprechen der Zweckbestimmung und sind repräsentativ; Datenqualitätskonzept
	Art. 26 Abs. 4
	 
 
	 
 
	☐

	Betriebsüberwachung, Melde- und Eskalationsweg, Kriterien für die Aussetzung der Verwendung
	Art. 26 Abs. 5
	 
 
	 
 
	☐

	Protokollierung eingerichtet; Aufbewahrung mindestens sechs Monate; Löschkonzept
	Art. 26 Abs. 6
	 
 
	 
 
	☐

	Beschäftigtenvertretung und betroffene Beschäftigte vor Inbetriebnahme informiert
	Art. 26 Abs. 7
	 
 
	 
 
	☐

	Bei Anhang-III-Systemen Registrierung geklärt: Behörde nach Art. 49 Abs. 3 in der EU-Datenbank, ausgenommen Nr. 2; Systeme nach Nr. 2 gemäß Art. 49 Abs. 5 national. Für Anhang-I-Systeme keine Betreiberregistrierung nach Art. 49 Abs. 3.
	Art. 49 Abs. 3 und 5
	 
 
	 
 
	☐

	Datenschutz-Folgenabschätzung unter Nutzung der Anbieterinformationen durchgeführt
	Art. 26 Abs. 9, Art. 35 DSGVO
	 
 
	 
 
	☐

	Grundrechte-Folgenabschätzung durchgeführt und der Marktüberwachungsbehörde gemeldet
	Art. 27
	 
 
	 
 
	☐

	Betroffene Personen werden über die Verwendung bei Entscheidungen informiert
	Art. 26 Abs. 11
	 
 
	 
 
	☐

	Bei Entscheidungen nach Art. 86: klare Erläuterung zur Rolle des Systems und zu den wichtigsten Entscheidungselementen organisatorisch sichergestellt
	Art. 86
	 
 
	 
 
	☐

	Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden geregelt; Ansprechperson benannt
	Art. 26 Abs. 12
	 
 
	 
 
	☐

	Bei Anbieterrolle: Risikomanagement, Daten-Governance, technische Dokumentation, QM-System, Konformitätsbewertung, CE-Kennzeichnung
	Art. 9 bis 22, Art. 25
	 
 
	 
 
	☐


Schritt 8.1 – Grundrechte-Folgenabschätzung (Art. 27 KI-VO)
Erforderlich vor der ersten Verwendung durch Einrichtungen des öffentlichen Rechts bei Hochrisiko-Systemen nach Anhang III mit Ausnahme der Nr. 2. Ein Verweis auf einschlägige Teile einer Datenschutz-Folgenabschätzung ist zulässig. Die Grundrechte-Folgenabschätzung bleibt ein eigenständiger Prüfschritt und ist bei Änderungen der bewerteten Elemente zu aktualisieren.
	Feld
	Eintrag

	Verfahren, in denen das System eingesetzt wird
	


	Zeitraum und Häufigkeit der Verwendung
	


	Betroffene Personengruppen
	


	Spezifische Schadensrisiken für diese Gruppen
	


	Maßnahmen der menschlichen Aufsicht
	


	Abhilfemaßnahmen, Governance, Beschwerdeweg
	


	Meldung an die Marktüberwachungsbehörde am (Datum) / Verweis auf DSFA vom
	


	Aktualisierung erforderlich? Geänderte Verfahren, Häufigkeit, Gruppen, Risiken oder Aufsichtsmaßnahmen; Datum und Anlass
	




Schritt 9 – Transparenzpflichten (Art. 50 KI-VO)
Unabhängig von der Hochrisiko-Einstufung zu prüfen; Art. 50 gilt seit 2. August 2026. Absätze 1 und 2 betreffen Anbieter, Absätze 3 und 4 Betreiber. Bei Zukauf sind Anbieterpflichten nachzuweisen und vertraglich abzusichern.
	Nr.
	Prüffrage / Rechtsgrundlage
	Ja
	Nein
	Feststellung, Begründung, Fundstelle

	9.1
	Anbieterpflicht: System ist zur direkten Interaktion mit natürlichen Personen bestimmt; technische Information über die KI-Interaktion ist erforderlich, sofern sie nicht offensichtlich ist. Bei reiner Betreiberrolle Nachweis des Anbieters anfordern und Funktion testen (Art. 50 Abs. 1)
	☐
	☐
	 
 

	9.2
	Anbieterpflicht: synthetische Audio-, Bild-, Video- oder Textausgaben müssen maschinenlesbar markiert und als künstlich erzeugt oder manipuliert erkennbar sein. Übergang bis 02.12.2026 nur für vor dem 02.08.2026 in Verkehr gebrachte Systeme und nur für Abs. 2 (Art. 50 Abs. 2, Art. 111 Abs. 4)
	☐
	☐
	 
 

	9.3
	Emotionserkennung oder biometrische Kategorisierung – Information der betroffenen Personen (Art. 50 Abs. 3 KI-VO); zuvor Art. 5 prüfen
	☐
	☐
	 
 

	9.4
	Es werden Deepfakes erzeugt oder manipuliert – Offenlegung erforderlich (Art. 50 Abs. 4 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	9.5
	KI-erzeugte Texte werden zur Information der Öffentlichkeit über Angelegenheiten von öffentlichem Interesse veröffentlicht (Art. 50 Abs. 4 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 

	9.6
	Ausnahme zu 9.5: Der Text wurde menschlich überprüft oder redaktionell kontrolliert und eine natürliche oder juristische Person trägt die redaktionelle Verantwortung; Freigabe und Verantwortlichkeit sind dokumentiert
	☐
	☐
	 
 

	9.7
	Die Information erfolgt klar, erkennbar, barrierefrei und spätestens bei der ersten Interaktion oder Exposition (Art. 50 Abs. 5 KI-VO)
	☐
	☐
	 
 



	Feld
	Eintrag

	Wortlaut des Transparenzhinweises
	


	Ort und Zeitpunkt der Anzeige (Website, Bescheid, Chatfenster, Pressemitteilung)
	


	Verantwortlich für die redaktionelle Freigabe
	



Schritt 10 – Flankierende Prüfungen
	Prüfpunkt
	Erledigt
	Beteiligte Stelle
	Ergebnis / Datum

	Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung (Art. 6 DSGVO, BayDSG, Fachrecht)
	☐
	 
 
	 
 

	Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten aktualisiert (Art. 30 DSGVO)
	☐
	 
 
	 
 

	Auftragsverarbeitungsvertrag geschlossen (Art. 28 DSGVO)
	☐
	 
 
	 
 

	Drittlandtransfer geprüft (Kapitel V DSGVO)
	☐
	 
 
	 
 

	Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich / durchgeführt (Art. 35 DSGVO)
	☐
	 
 
	 
 

	Automatisierte Einzelentscheidung geprüft (Art. 22 DSGVO)
	☐
	 
 
	 
 

	Vollautomatisierter Erlass eines Verwaltungsakts im konkreten Fachverfahren zulässig? Hinweis: Das BayVwVfG enthält keinen Art. 35a; Fachrecht, BayVwVfG, Datenschutzrecht und atypische Fälle prüfen
	☐
	 
 
	 
 

	Amtsermittlung, Anhörung und Begründung gesichert (Art. 24, 28, 39 BayVwVfG)
	☐
	 
 
	 
 

	Mitbestimmung nach Art. 75a BayPVG und Verfahren nach Art. 70 BayPVG geprüft; bei Hochrisiko-KI am Arbeitsplatz zusätzlich Information nach Art. 26 Abs. 7 KI-VO
	☐
	 
 
	 
 

	Datenschutzbeauftragte Person beteiligt
	☐
	 
 
	 
 

	Informationssicherheit geprüft (BSI IT-Grundschutz, Notfallkonzept, Protokollierung)
	☐
	 
 
	 
 

	Vergabe und Vertrag: Zweckbestimmung, Rollen, Anbieterklassifizierung, Unterlagenzugang, Protokolle, Art.-50-Funktionen, Vorfallmeldung, Modell- und Funktionsänderungen, Unterauftragnehmer, Haftung, Datenexport und Exit
	☐
	 
 
	 
 

	Geheimnisschutz geprüft (Amts-, Sozial-, Steuer- und Berufsgeheimnisse)
	☐
	 
 
	 
 

	Urheber- und Nutzungsrechte an Eingaben und Ausgaben geklärt; Trainingsnutzung ausgeschlossen
	☐
	 
 
	 
 

	Barrierefreiheit sichergestellt (BayBGG, BITV 2.0)
	☐
	 
 
	 
 

	KI-Kompetenz: Schulung durchgeführt und dokumentiert (Art. 4 KI-VO)
	☐
	 
 
	 
 

	Aufnahme in das KI-Verzeichnis der Behörde
	☐
	 
 
	 
 

	Anbieterunterlagen vollständig: Betriebsanleitung, Version, Art.-6-Einstufung, ggf. Art.-6-Abs.-3-Bewertung, EU-Datenbank-URL, EU-Konformitätserklärung und CE-Kennzeichnung
	☐
	
	

	Abnahmetest dokumentiert: Zweckgrenzen, Genauigkeit, Fehlermuster, Barrierefreiheit, Protokollierung, menschliche Übersteuerung und Abschaltung
	☐
	
	


Schritt 11 – Gesamtergebnis, Freigabe und Wiedervorlage
	Auswahl
	Entscheidung

	☐
	Einsatz zulässig – Maßnahmen nach Schritt 8 bis 10 sind umgesetzt

	☐
	Einsatz zulässig unter Auflagen – offene Maßnahmen mit Frist (siehe unten)

	☐
	Einsatz derzeit nicht zulässig – Nachbesserung erforderlich

	☐
	Einsatz unzulässig (verbotene Praktik nach Art. 5 KI-VO)

	☐
	Keine Freigabeentscheidung möglich – Einstufung, Rolle oder Nachweise sind noch unklar



	Feld
	Eintrag

	Offene Auflagen und Fristen
	


	Begründung des Gesamtergebnisses
	





Anlage 2 – Schnellcheck für das Seminar

Die vier Fragen, die in der Praxis über die Einstufung entscheiden:

	Nr.
	Frage
	Wenn "Ja"

	1

	Verwirklicht der Einsatz einen Tatbestand des Art. 5 KI-VO (insbesondere Emotionserkennung bei Beschäftigten, Social Scoring, biometrische Identifizierung)?
	Nicht freigeben bzw. Nutzung aussetzen. Bei Art. 5 Buchst. f und h eng begrenzte Ausnahmen nur mit dokumentierter Rechtsgrundlage und Freigabe prüfen; flankierendes Recht bleibt relevant.

	2
	Bereitet das System eine Entscheidung über Menschen vor oder trifft es sie (Personal, Sozialleistungen, Bildung, Notdienste) – oder steuert es kritische Infrastruktur?
	Exakten Anhang-III-Tatbestand, wesentlichen Einfluss, Art. 6 Abs. 3 und Anbieterbewertung prüfen. Bei Unklarheit keine Freigabe und Unterlagen mit Frist anfordern.

	3
	Interagiert das System mit Bürgerinnen und Bürgern oder erzeugt es veröffentlichte Inhalte?
	Rolle trennen: Anbieterpflichten nach Abs. 1 und 2 nachweisen; Betreiberpflichten nach Abs. 3 und 4 umsetzen. Sichtbare Offenlegung und maschinenlesbare Markierung nicht verwechseln.

	4
	Haben wir das System umbenannt, wesentlich verändert oder für einen anderen Zweck eingesetzt?
	Art. 25 anhand der Hochrisiko-Einstufung prüfen. Bei Zweckänderung entsteht die Anbieterrolle nur, wenn das System dadurch hochriskant wird; bei Rollenwechsel Anbieterpflichten und Unterstützung des bisherigen Anbieters sichern.

	5
	Ist es ein Bestandssystem oder ein Produkt nach Anhang I Abschnitt B, insbesondere eine Maschine oder ein Fahrzeug?
	Nicht als pauschale Ausnahme behandeln. Art. 111, Art. 2 Abs. 2, sektorales Produktrecht und die jeweils weitergeltenden Pflichten dokumentieren.



Merksätze
1. Nicht das Werkzeug ist reguliert, sondern der Zweck.
1. Wer ein System so umwidmet, dass es dadurch hochriskant wird, gilt als Anbieter.
1. Die Ausnahme des Art. 6 Abs. 3 ist eine Anbieterentscheidung mit Dokumentation und Registrierung; Betreiber verlangen die Nachweise.
1. Menschliche Aufsicht heißt: übersteuern können, abschalten dürfen, Zeit dafür haben.
1. Art. 50 gilt seit 2. August 2026; die Hochrisiko-Vorschriften gelten ab 2. Dezember 2027 bzw. 2. August 2028, für bestimmte behördliche Bestandssysteme spätestens ab 2. August 2030.
1. Jede Prüfung gehört in die Akte; was nicht dokumentiert ist, gilt als nicht geprüft.
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